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Der Teufel im Detail

Die Bedeutung von Verfahrensregeln in der direkten

Demokratie

Carsten Nemitz

umm, dümmer, Feldafinger“ —

Hohn und Spott ergoß sich über
die BürgerInnen des kleinen

bayerischen Örtchens Feldafing, nach-

dem sie sich im April 1997 in einem
BürgerInnenentscheid mit deutlicher
Mehrheit dagegen entschieden hatten,

der Expressionisten-Sammlung von Lo-
thar-Günther Buchheim in Feldafing

einen Ort in einem „Museum der Phan-
tasie““ zu geben. Bundesweit erregten

sich die Feuilletons über den Kunst-
unverstand der DörflerInnen und Über-

sahen in ihrem Eifer einige schlichte

Tatsachen. Zunächst ist festzuhalten,
daß auch Gemeindevertretungen sich

schon — aus mehr oder weniger guten

Gründen — gegen Museumsprojekte aus-
gesprochen haben. Dann ist anzumer-

ken, daß es wohl weniger eine Abstim-
mung über die Kunst, sondern eher über

die sozialen Kosten eines Museumswar.

Verkehrsprobleme etwa, die durch die

MuseumsbesucherInnen künftig verur-
sacht werden, mögen in diesem Zusam-

menhang kleinkariert erscheinen, aber

sie lösen bei den Betroffenen Befürch-

tungen aus, auf die von den Befür-

worterInnen des Museumsoffenbar kei-

ne befriedigende Antwort gegeben wur-

de. Schließlich ist — nicht zuletzt — zu

fragen, ob dies denntatsächlich ein guter

Standort für das Museum geworden

wäre, wenn die BürgerInnen esin ihrer
Mehrheit nicht wollen. Diese Abstim-
mung fand Aufsehen und fügt sich
zugleich in einen kräftigen Trend der
letzten sieben Jahre hin zu mehr Mög-
lichkeiten und einer sich entfaltenden

Praxis direkter Demokratie in Deutsch-
land — jedenfalls auf der Landes- und
insbesondere der Kommunalebene.

Vom „Ob“ zum „Wie“
von Plebisziten

Seit 1990 wurde, soweit nicht bereits
vorhanden, in alle Landesverfassungen
die Möglichkeit der unmittelbaren Ge-
setzgebung durch das Volk aufgenom-

men. Noch fulminanter entwickelten

sich im gleichen Zeitraum kommunale

BürgerInnenbegehren und -entscheide:

zunächst nur in Baden-Württemberg vor-

gesehen, haben sie bis zum Frühjahr

1997 in die Kommunalverfassungenal-

ler Flächenstaaten Eingang gefunden.

Einzig die Bundesebenebleibt einstwei-
len direktdemokratisches Brachland,

nachdem der Vorschlag zur Einführung

eines Verfahrens der Volksgesetzgebung

in der „Gemeinsamen Verfassungs-

kommission von Bundestag und Bun-

desrat‘‘ zwar eine einfache Mehrheit
fand, die erforderliche 2/3-Hürde jedoch

verfehlte.
Zugleich verschiebensich die Schwer-

punkte der begleitendenpolitischen und
wissenschaftlichen Debatte. Diese Ver-
schiebung liegt nahe, denn wenn es
etwas flächendeckend gibt, wächst ihm
der Status des Selbstverständlichen zu,
und die Unterschiede — gerade im Detail
— geraten stärker in den Blick. Ein
solcher Paradigmenwechsel ist in
Deutschlandhinsichtlich direktdemokra-

tischer Politikverfahren derzeit in vol-
lem Gange. Er löst sich als Übergang

vonderprinzipiellen Frage nach dem Ob

direktdemokratischer Einrichtungen hin
zu der pragmatischen Frage nach dem

Wieihrer verfahrensmäßigen Ausgestal-
tung und ist — was die wissenschaftliche

Bearbeitung angeht - in den verschiede-

nen zuständigen Disziplinen unterschied-
lich weit vorangeschritten. Damit hört

die politische Auseinandersetzung_ je-
doch keineswegs auf, sondern fängt im

Grunde erst richtig an. Der Gemein-

spruch, wonach der „Teufel im Detail“
stecke, erweist sich hier als zutreffend,

denn die Entscheidung zwischen Gelin-

gen und Scheitern von direktdemokrati-
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schen Verfahren fällt im Zuge ihrer
konkreten Ausgestaltung und ist von
mehreren Aspekten abhängig.

Sperrwirkung durch
BürgerInnenbegehren?

Ein solcher belangreicher Aspektist die
Frage, ob ein erfolgreiches BürgerInnen-
begehren eine Sperrwirkung entfaltet.
Dürfen die gewählten Gemeindevertre-

terInnen in jener Angelegenheit, die zu
einem BürgerInnenentscheid ansteht,

noch Entscheidungentreffen? Bei einem
BürgerInnenbegehren wird ja nur die

Entscheidunggetroffen, ob eine Angele-
genheit „abstimmungswürdig“ ist, erst

beim späteren BürgerInnenentscheid wird

sie inhaltlich entschieden. Dazu müssen
die InitiatorInnen des BürgerInnenbe-

gehrens „auf eigene Faust“ eine be-
stimmte Zahl an Unterschriften sam-
meln, der abschließende BürgerInnen-
entscheid wird dann in der Form einer

allgemeinen Abstimmung organisiert.
Anschaulichist hier das Beispiel Nieder-
sachsens. Der in das parlamentarische
Gesetzgebungsverfahren gegangene Ent-

wurf zur Reform der Kommunal-
verfassung schwieg sich — wie die
BürgerInnenentscheidsregelungen der

weitaus meisten Bundesländer - zu die-

sem Punktnochaus.

Im Konfliktfall hatten die Verwal-
tungsgerichte in anderen Bundesländern

dann unterschiedlich entschieden, zum
Teil wurde dem eingereichten BürgerlIn-
nenbegehren auch ohne ausdrückliche
gesetzliche Regelung eine Sperrwirkung

zuerkannt, zum Teil aber auch nicht. Das
Problem wurde im Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens gesehen und gelöst,
freilich mit einer für die deutschen
Bundesländer nun ganz einzigartigen
und bürgerInnenunfreundlichen Rege-

lung: Das dann beschlossene Gesetzlegt
jetzt ausdrücklich fest, daß einem einge-
reichten BürgerInnenbegehren keine

Sperrwirkung zukommt, sondern die

Gemeindevertretung in der fraglichen
Angelegenheit bis zum BürgerlIn-

nenentscheid ihr volles Entscheidungs-
recht behält. Tatsächlich gab es dann in
der Anwendung des Gesetzes den vor-

programmierten Streit, das angerufene
Verwaltungsgericht Hannoverkonnte in

seiner Entscheidung vom 12. März 1997

angesichts des Gesetzeswortlauts und

dessen Entstehungsgeschichte nicht an-

ders, als eine Sperrwirkung zu vernei-
nen.

Quorum: Prämie auf Trägheit

Einer der großen Streitpunkte ist die
Frage, ob bei einem BürgerInnenent-

scheid eine sogenannte Zustimmungs-

klausel (Quorum) von - in der Regel -

25 % gelten soll. Eine solche Klausel

knüpft die Gültigkeit eines BürgerInnen-

 

entscheids an eine doppelte Mehrheit. Es
muß, was nichtstrittig ist, die Mehrheit
der Abstimmendenzustimmen unddiese
Mehrheit muß zugleich 25 % der Stimm-
berechtigten ausmachen. Nichts einzu-

wenden wäre gegendas zur Begründung

dieser doppelten Hürde angeführte Ziel,
eine starke Legitimität der Entscheidung

zu gewähren, vermittelt über eine ange-

messene, möglichst hohe Beteiligung
am BürgerInnenentscheid — wenn die

Zustimmungsklausel dies denn leistete
und ihre Verbreitung tatsächlich dieser
Leistung verdankte.

Indes nährt die Praxis hier Zweifel,
denn die Zustimmungsklausel erweist

sich nicht nur als nicht zielführend,
sondern sogarals kontraproduk-

tiv. Dies zeigt das Beispiel
des ersten BürgerInnen-

entscheids in einer Stadt

Mecklenburg-Vorpom-
merns, der Abstimmung in

der Hansestadt Greifswald
vom 2. März 1997. In der
Sache ging es um den von.der
Greifswalder Stadtvertretung
beschlossenen Baueiner Tiefgara-
ge am innerstädtischen Marktplatz, ge-

gen den sich das BürgerInnenbegehren
richtete. Beim BürgerInnenentscheid be-

teiligten sich knapp 31 % der Stimmbe-
rechtigten, davon stimmte eine deutliche
Mehrheit von 57,5% gegen den
Tiefgaragenbau. Das entsprach aller-
dings lediglich 17,8% der Stimmbe-

rechtigten, die 25 %-Hürde wurde damit

verfehlt.
In erfreulicher Offenheit hat der Leiter

des Greifswalder Wahlbüros nach dem
BürgerInnenentscheid angemerkt, viele

BefürworterInnen der Tiefgarage hätten
sich darauf verlassen, „daß es der Bür-
gerinitiative nicht gelingen würde, die
erforderliche Stimmenzahl zu sammeln“
und wären daher nicht zur Abstimmung
gegangen. Die Zustimmungsklausel er-

weist sich damit als Prämie auf Trägheit,

denn den Ausschlag geben jene, die
nicht abgestimmt haben.Ihre Enthaltung

wird zu einem „Nein“ uminterpretiert.

Bayern: Verzicht auf Quorum

Angemessenererscheint dagegen derin
Bayern gewählte Verzicht auf eine Zu-
stimmungsklausel beim BürgerInnen-

entscheid. Der positive Effekt ließ sich
im Vorfeld von zwei Münchner Bür-

gerInnenentscheiden beobachten,die fast

zeitgleich mit dem Greifswalder Urnen-
gang stattfanden. Am 27. April 1997

wurde über zwei BürgerInnenbegehren

abgestimmt, mit denen der von der

Stadtratsmehrheit in den betreffenden
Stadtbezirken geplante Wohnungsbauzu-
rückgefahren werdensollte.

Einige Wochen vor der Abstimmung
trafen zwei Dinge zusammen: Mei-

nungsumfragen zeigten eine deutliche
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Mehrheit in der Münchner Bevölkerung
gegen die BürgerInnenbegehren,zugleich

deutete die Nachfrage nach Briefwahl-
unterlagen auf eine niedrige Beteiligung.
Die GegnerInnen der BürgerInnenbe-
gehren waren hochalarmiert, stand doch

zu befürchten, daß ihre AnhängerInnen —

nach dem Motto: „Auf meine Stimme

kommt es doch nicht an!“ den

BürgerInnenentscheiden fernbleiben.

Weil es in Bayern keine Zustimmungs-

klausel gibt, war nun eine Mobilisierungs-
und Überzeugungsleistung der Befür-
worterInnen der BürgerInnenbegehren
und der OpponentInnen erforderlich.

Eine offene Auseinandersetzung unter

gleichen verfahrensmäßigen Vor-
z aussetzungen wurde so beför-

" dert.
Übrigens gelang es den
AnhängerInnen der Position

des Stadtrates, beide Bürge-
rInnenbegehren „abzuweh-
ren“. Weitere Beispiele lie-

ßen sich anfügen, und in
einer Reihe von Bundeslän-

dern beginnt gegenwärtig eine
Phase der Sammlung und Bewer-

tung der vorliegenden praktischen Erfah-
rungen. War das vergangene Jahrsiebt

von der weitgehenden Durchsetzung

direktdemokratischer Beteiligungschan-
cen geprägt, könnten die kommenden
Jahre ihrer qualitativen Verbesserung

dienen.

Carsten Nemitz hat Politikwissenschaft
und Verwaltungswissenschaften stu-
diert. Er ist Doktorand an der Deut-
schen Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften in Speyer.
Dieser Artikel erscheint auch in Vorgän-
ge Nr. 142 (Juni 1998).
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